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Ihr Gesicht und ihre Stimme waren elek-
tronisch verzerrt, als sie schilderte, wie
der Krieg in ihr Dorf gekommen war. Die
Angreifer seien zu Hunderten auf die Kir-
che zugestürmt, in der sich die Opfer ver-
schanzt hatten. Einen Greis, der zu flüch-
ten versuchte, hätten sie zu Tode gehackt.
Sie hätten das Gotteshaus angezündet,
30 Menschen seien darin lebendig ver-
brannt. Nach dieser Schilderung brach
Zeugin 536 schluchzend zusammen. Die
Frau, deren Name geheim bleiben sollte,
sagt im Prozess gegen Kenias Vizepräsi-
denten William Ruto aus, der ebenso wie
sein Chef Uhuru Kenyatta vor dem Inter-
nationalen Strafgerichtshof in Den Haag
angeklagt ist. Ruto soll 2007/2008 bluti-
ge Unruhen geschürt haben.

Mit dem Alias „Zeugin 536“ wollte das
Gericht die Frau und ihre Familie schüt-
zen. Doch am Mittwoch hat der Betreiber
einer kenianischen Internetseite den mut-
maßlichen Namen der Zeugin öffentlich

gemacht, zusammen mit einem Foto. Da-
raufhin brach los, was gemeinhin „Shit-
storm“ genannt wird, in Leserkommenta-
ren wurde die Frau als „Lügnerin“ be-
schimpft. Ein möglicherweise gefährli-
cher Präzedenzfall für den Internationa-
len Strafgerichtshof. Wenn Zeugen sich
künftig nicht mehr sicher fühlen können,
macht das die Arbeit des Tribunals, das
weltweit Verbrechen von Politikern gegen
die eigene Bevölkerung ahnden soll,
schwieriger, als sie ohnehin schon ist.

Eine Sprecherin der kenianischen Men-
schenrechtskommission befürchtet denn
auch, die Preisgabe des Namens könne an-
dere Zeugen verunsichern. Es werde
„schwierig werden, ihnen zu versichern,
dass sie und ihre Familien wirklich ge-

schützt sind“. Schon vor Prozessbeginn
hatte Chefanklägerin Fatou Bensouda be-
klagt, nirgends habe es bisher einen sol-
chen Druck auf Zeugen gegeben wie in Ke-
nia. Mehrere wurden schon ins Ausland
in Sicherheit gebracht, einige haben be-
reits ihre Aussagen zurückgezogen.

Ohne den Mut der Zeugen wäre ein sol-
cher Prozess gar nicht möglich. Deshalb
möchte der Internationale Strafgerichts-
hof die Menschen schützen. Die Ankläger
sprechen ihre Zeugen im Gerichtssaal nur
mit Nummern an, sie sind hinter einer
Milchglasscheibe versteckt. Bei allen Fra-
gen, die direkt die Person des Zeugen be-
treffen, ist die Öffentlichkeit auszuschlie-
ßen. Vollkommene Anonymisierung aller-
dings ist rechtlich nicht möglich, deshalb

müssen zumindest auf den gerichtsinter-
nen Dokumenten die echten Namen der
Zeugen stehen. Die Verteidiger versi-
chern per Ehrenwort, dass sie diese nicht
öffentlich machen – eine offenkundige
Schwachstelle. Zeugin 536 könnte jedoch,
so vermuten manche Beobachter, allein
schon anhand von Details ihrer Aussage
identifizierbar geworden sein. Der Vorsit-
zende Richter Chile Eboe-Osuji hat nun er-
klärt, die Offenlegung der Identität von
Zeugen oder deren Angehörigen sei eine
Straftat und werde vom Gericht geahndet
– „in Kenia und überall auf der Welt“.

In Kenia werden künftige Prozesse oh-
nehin schwierig. Eine Mehrheit der Abge-
ordneten im Parlament in Nairobi hat
kürzlich für einen Austritt des Landes aus
dem Statut gestimmt, das dem Internatio-
nalen Strafgerichtshof zugrunde liegt. Be-
reits laufende Verfahren wie das gegen Ru-
to und Kenyatta sind davon allerdings
nicht berührt.  TOBIAS ZICK

München – Mehrere deutsche Firmen, dar-
unter ein bekannter Konzern, haben Da-
maskus in den Jahren 2002 bis 2006 Che-
mikalien geliefert, die auch zur Herstel-
lung des Giftgases Sarin dienen könnten.
Das war am Donnerstag aus informierten
Kreisen zu erfahren. Bei keinem der Liefe-
ranten handelt sich nach SZ-Informatio-
nen um kleine Firmen. Die syrischen Be-
triebe, die die Chemikalien bezogen, gehö-
ren nicht zum industriell-militärischen
Komplex des Landes. Nach Feststellung
von Experten sollen auch ausländische Un-
ternehmen solche Chemikalien geliefert
haben. Wie die SZ weiter erfuhr, sind dar-
unter auch Global Player. Die Vernichtung
des syrischen Chemiewaffen-Arsenals
wird nach den Worten von Präsident Ba-
schar al-Assad ein Jahr dauern und eine
Milliarde Dollar kosten. LEY  R Seite 2

München – Katholische Bischöfe sollen de-
mütig und bescheiden leben – so wünscht
es sich Papst Franziskus. „Seid immer bei
eurer Herde, verfallt nicht in Karriere-
sucht, und fragt euch, ob ihr das, was ihr
predigt, auch lebt“, sagte er am Donners-
tag in einer Audienz für Bischöfe, die in
den vergangenen zwölf Monaten geweiht
worden sind; aus Deutschland nahm Ru-
dolf Voderholzer aus Regensburg teil. Ein
Bischof solle nicht nach „Wechseln und Be-
förderungen“ trachten, er solle vor allem
in seinem Bistum tätig sein. „Flughafen-Bi-
schöfe“ seien ein Skandal, der verhindert
werden müsse. Es sei „vor allem das kon-
krete Zeugnis, mit dem wir Lehrmeister
und Erzieher unseres Volkes sind“, erklär-
te der Papst. Ausdrücklich, so berichten ka-
tholische Medien, forderte Franziskus die

Bischöfe auf, mit den Beratungsgremien in
den Bistümern einen „ehrlichen und kon-
struktiven Dialog“ zu führen. Sie sollten
ein offenes Ohr dafür haben, was „der
Geist den Kirchen sagt“. „Seid Hirten mit
dem Geruch der Schafe“, rief Franziskus
die neuen Bischöfe auf. „Verschließt euch
nicht! Geht zu den Gläubigen, auch an den
Rändern eurer Bistümer und in alle Rand-
gebiete der Existenz, wo Leid, Einsamkeit
und Erniedrigung der Menschen herr-
schen.“ Bischöfe sollten „mit dem Volk Got-
tes gehen“. Wer bei ihnen an die Pforte
klopfe, solle ein offenes Haus vorfinden.

Papst Franziskus lebt seit seiner Amts-
einführung im März im Gästehaus des Vati-
kans, nicht im Apostolischen Palast, und
lässt sich in Mittelklassewagen fahren,
schon mehrmals hat er die Christen und

vor allem die Priester aufgerufen, beschei-
den zu leben. In Deutschland hat es zuletzt
eine Kontroverse um den Limburger Bi-
schof Franz-Peter Tebartz-van Elst gege-
ben, der per Upgrade in der ersten Klasse
nach Indien geflogen war und dessen Um-
und Neubau des Bischofshauses statt wie
geplant 5,5 Millionen nun 20 Millionen Eu-
ro und mehr kosten soll. Kritiker werfen
ihm vor, dass auch seine extravaganten Än-
derungswünsche verantwortlich seien für
die Kostenexplosion. Auch die Kardinäle
Karl Lehmann aus Mainz und Reinhard
Marx aus München hatten Tebartz-van
Elst kritisiert, der Kölner Kardinal Joa-
chim Meisner oder der Hamburger Erzbi-
schof Werner Thissen ihn dagegen vertei-
digt. Nach einem Besuch des Kurienkardi-
nals Giovanni Lajolo hat der Limburger Bi-

schof sich verpflichtet, die Kosten des
Baus gegenüber dem Domkapitel offenzu-
legen und enger mit den Beratungsgremi-
en des Bistums zusammenzuarbeiten.

Erneut wird in Deutschland auch über
den Zölibat diskutiert: Der künftige Kardi-
nalstaatssekretär und damit zweite Mann
im Vatikan, Pietro Parolin, hatte erklärt,
dass katholische Priester ehelos leben
müssten, sei „kein Dogma“. Daraufhin
sprachen sich Kardinal Lehmann und Alo-
is Glück, der Präsident des Zentralkomi-
tees der deutschen Katholiken, dafür aus,
bewährten, verheirateten Diakonen den
Weg zur Priesterweihe zu öffnen. Der Eich-
stätter Bischof Gregor Maria Hanke erklär-
te dagegen, er sehe „momentan kein zwin-
gendes Argument, die Zölibatspflicht auf-
zuheben“.  MATTHIAS DROBINSKI

VON CLAUS HULVERSCHEIDT

Berlin – Die Familienpolitik der Bundesre-
gierung trägt aus Sicht einer von ihr selbst
eingesetzten Expertengruppe nur bedingt
dazu bei, die Situation von Eltern und Kin-
dern zu verbessern. Das zeigt ein Bericht
der Wirtschaftsforschungsinstitute ZEW,
DIW und Ifo, der im Oktober vorgestellt
werden soll. Sehr schlecht kommt darin
das Ehegattensplitting weg. Aber auch ei-
ne Kindergelderhöhung, wie sie neben Uni-
on und FDP auch SPD und Linkspartei pla-
nen, wird kritisch gesehen. Aus Sicht der
Forscher sinnvolle Instrumente sind dage-
gen der Kita-Ausbau und das Elterngeld.

Die Regierung hatte eine Gruppe von In-
stituten beauftragt, die 156 staatlichen Fa-
milienleistungen im Umfang von 200 Milli-
arden Euro auf ihre Wirksamkeit zu über-

prüfen. Noch vor Abgabe der letzten Einzel-
studien kam es jedoch im Juni zum Eklat,
als Familienministerin Kristina Schröder
(CDU) öffentlich erklärte, die Forscher be-
werteten die Politik der Koalition positiv.
Am 2. Oktober wollen DIW, Ifo und ZEW
nun ihre eigene Sicht der Dinge darlegen.

In ihrem Bericht kommen keineswegs al-
le Maßnahmen der schwarz-gelben Koaliti-
on schlecht weg. So wird der Krippenaus-
bau ausdrücklich gelobt. Der Besuch eines
Kindes in einer staatlich geförderten Kita
ist aus Sicht der Forscher die einzige Maß-
nahme, die alle von der Regierung definier-
ten Ziele der Familienpolitik erfüllt. Dazu
zählen die bessere Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf, die frühe Förderung von Kin-
dern, die Erfüllung des elterlichen Kinder-
wunsches und die bessere finanzielle Absi-
cherung der Familie, vor allem der Frauen.

„Ohne die Subventionierung von Kitas
wären etwa in Familien mit Zwei- bis Drei-
jährigen die Erwerbstätigenquote von Müt-
tern um ein Fünftel und das Familienein-
kommen um durchschnittlich 170 Euro mo-
natlich niedriger“, sagte Katharina Spieß
vom DIW der Süddeutschen Zeitung. Nach
Angaben ihres Ifo-Kollegen Helmut Rainer
weist die Kita-Betreuung zudem die beste
Kosten-Nutzen-Relation auf: „Weil mehr
Mütter arbeiten gehen können und damit
Steuern und Abgaben zahlen, finanziert
sich die Leistung aus Sicht des Staats zu ei-
nem erheblichen Teil selbst“, erklärte er.

Positiv schneidet auch das Elterngeld
ab. Allerdings fordern die Forscher mehr
Anreize, dass sich Mütter und Väter die Be-
treuung ihrer Kinder tatsächlich teilen.
„Würde das Elterngeld dahin gehend wei-
terentwickelt, dass eine Aufteilung von Er-

werbs- und Familienarbeit zwischen Müt-
tern und Vätern finanziell noch attraktiver
wäre als heute, würden die positiven Effek-
te noch weiter gesteigert“, sagte die DIW-
Forscherin Katharina Wrohlich.

Dagegen steht das Ehegattensplitting
aus Sicht des ZEW-Experten Holger Bonin
„zu Recht in der Kritik, da es für den Zweit-
verdiener – meist die Frau – einen Anreiz
setzt, nicht arbeiten zu gehen“. Eine Einzel-
besteuerung der Partner mit Übertragung
etwa des Grundfreibetrags wäre nicht nur
sinnvoller, sondern würde bis zu zehn Milli-
arden Euro einsparen, die für andere Fami-
lienleistungen zur Verfügung stünden, so
Bonin. Einem höheren Kindergeld stehen
die Forscher skeptisch gegenüber, da die
Zahlung Eltern kaum Anreize biete, ihr Ver-
halten zu ändern, einen Job anzunehmen
und besser fürs Alter vorzusorgen.

München – Eine bisher unbekannte Zeu-
gin will Beate Zschäpe kurz vor einem
Mord des NSU in Dortmund wenige Kilo-
meter vom Tatort entfernt gesehen haben
– in Begleitung von Uwe Mundlos und Uwe
Böhnhardt. Diese Zeugin soll nun im NSU-
Prozess aussagen. Bisher konnte nicht be-
wiesen werden, dass Zschäpe an einem Tat-
ort war. RABE R Seite 6

Karlsruhe – Straftäter, die wegen nachträg-
licher Sicherungsverwahrung rechtswidrig
über Jahre eingesperrt waren, haben An-
spruch auf Schadenersatz. Die jeweils zu-
ständigen Bundesländer müssen den Be-
troffenen rund 500 Euro für jeden Monat in
unzulässiger Sicherungsverwahrung be-
zahlen. Das stellte der Bundesgerichtshof
in einem Urteil klar. SZ R Seiten 4 und 6

Die iranische Menschenrechtsaktivistin Nasrin Sotoudeh ist frei. Nach drei Jahren Haft wurde sie aus dem Gefängnis entlassen und
umarmte zu Hause ihren Sohn Nima. Ausländischen Medien sagte die Anwältin, sie fühle sich gut und wolle ihre Arbeit fortsetzen.
Irans neuer Präsident Hassan Rohani hatte angekündigt, mehr Freiheiten zuzulassen und „konstruktiv mit der Welt zusammenzuar-
beiten“. Kommende Woche fliegt er nach New York, um sich der UN-Vollversammlung vorzustellen. FOTO: BEHROUZ MEHRI/AFP  R Seite 7

Papst mahnt Bischöfe zu Bescheidenheit
Franziskus: Fragt euch, ob ihr das, was ihr predigt, auch lebt – und verfallt nicht in Karrieresucht

Zunächst gebietsweise Regen. Später las-
sen zwischen dem Norden, den Mittelgebir-
gen und dem Osten Bayerns die Schauer
nach. An den Küsten und an den Alpen
scheint tagsüber auch mal die Sonne. Elf
bis 18 Grad.  R Seite 15
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(SZ) Sie reden nur hinter vorgehaltener
Hand darüber, aber Geheimagenten leiden
unter mangelnder Anerkennung ihrer Ar-
beit. Nie werden sie in Talkshows einge-
laden! Wenn sie mal ein Interview geben,
haben sie unvorteilhafte Balken vor den Au-
gen und sprechen mit Micky-Maus-Stim-
me. Geheim ist also sehr uncool und bringt
auf Facebook keine Follower. Anderer-
seits, nicht nur ihre Heldentaten, auch die
Fehler, die sie machen, werden diskret be-
handelt. Als der Mossad die Zielperson ver-
wechselte und in Norwegen statt einen der
Verantwortlichen des Olympia-Attentats
in München einen Kellner ermordete, be-
sprach man das intern. Deswegen ist in Zei-
ten, in denen alles an die Öffentlichkeit ge-
zerrt, in sozialen Netzen gefangen und dort
am Leben erhalten wird, Geheimagent ein
Traumberuf. Unter Ausschluss der Me-
cker- und Mahnöffentlichkeit zu arbeiten,
macht wenigstens immer herrlich locker.

Weil das so ist, haben Agenten über Jahr-
hunderte den größten Unfug anstellen kön-
nen, ohne dass sich irgendjemand darüber
aufregte. Oft wurden Agenten in angeblich
staatsfeindliche Organisationen einge-
schleust, um diese zu infiltrieren. Es ist er-
wiesen, dass diese Organisationen mehr
Schaden angerichtet haben, als sie es ohne
Agenten jemals vermocht hätten. Später,
wie immer zu spät, wurde auch bekannt,
dass immer wieder Agenten, um beson-
ders überzeugend zu sein, sich derart über-
motiviert mit ihrer Aufgabe identifizier-
ten, dass sie die besten Staatsfeinde wur-
den. Im vorrevolutionären Russland waren
oft mehr Agenten als echte Anarchisten in
einer antizaristischen Gruppe vertreten,
ehrgeizig trieben sich die Kollegen gegen-
seitig zu terroristischen Höchstleistungen.

Damals war wenigstens das Feindbild
scharf konturiert. Weil aber die Lagerbil-
dung in der modernen geopolitischen Welt
in Auflösung begriffen ist, kann der Ge-
heimagent nicht mehr nach Herzenslust
rumholzen, er muss im Labyrinth der sich
ständig verändernden Koalitionen den
Überblick bewahren. Die Welt ist dem Spi-
on zum Rätsel geworden. Immer wieder
neu stellt sich die Frage, wer jetzt eigent-
lich gerade in welcher Frage mit wem ver-
bündet ist und welches Land gerade abge-
hört werden soll? Am besten alle, wie die
NSA herausgefunden hat. Wessen gehei-
me Daten sind nützlicher? Die vom ideolo-
gischen Gegner oder die des potenziellen
Verbündeten, der, verschlagen wie er ist,
seine Position verbessern will? Wenn sie
nicht unsichtbar wären, sähe man die Ge-
heimdienste jetzt vor sich, wie sie über der
Weltkarte brüten und die Strategiefähn-
chen hilflos hin- und herschieben. Deswe-
gen rekrutiert der britische Geheimdienst
neuerdings Mitarbeiter, indem er im Inter-
net ein kompliziertes Rätsel lösen lässt
und die besten anschließend kontaktiert.
Mit solchen Leuten im Boot weiß man ge-
nau, wen man in Zukunft ausforschen
muss. Alles Weitere dann auf Facebook!
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